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Zur Situation der Migration 2018 
Rainer Rupp schrieb zu diesem Themenbereich auf https://deutsch.rt.com zwei Artikel, der erste er-
schien am 19.12., der zweite am 30.12.2018. Und wie üblich auf RT gibt's Meinungsfreiheit in Berei-
chen, die sonst unter die freiwillige Selbstzensur der politischen Korrektness fallen: 

Schreckensszenario Migration - Ergebnis globaler Umfragen  
19.12.2018 

 

Quelle: Reuters © Jon Nazca (Symbolbild). Migranten verlassen ein Beiboot am Strand von Del Canuelo, nach-
dem sie die Straße von Gibraltar überquert haben.  

Vor dem Hintergrund der innerhalb einer Woche beschlossenen zwei UNO-Abkommen (Migrationspakt 

und dann Flüchtlingspakt), haben zwei renommierte Forschungsinstitute auf der Basis ihrer globalen Re-

cherchen alarmierende Zahlen vorgelegt.  

Laut den Untersuchungen sind unter anderem weltweit 750 Millionen Menschen zum Abmarsch bereit, um sich 
ihren sehnlichsten Wunsch zu erfüllen und nach Nordamerika oder in die reichen Länder der Europäischen Union 
aufzubrechen. Kurz vor der Unterzeichnung des UN-Migrationspaktes Anfang letzter Woche in Marrakesch durch 
über 150 Staaten hat das global operierende "Pew Research Center" die Ergebnisse seiner umfassenden Untersu-
chung in 27 Ländern auf fünf Kontinenten veröffentlicht. 

Demnach gab es im Jahr 2017 weltweit einen neuen Rekord: 258 Millionen Menschen leben inzwischen au-
ßerhalb ihres Geburtslandes, verglichen mit 153 Millionen im Jahr 1990. Das ist ein Zuwachs von 105 Millionen. 
Damit stieg die Zahl der Migranten schneller als die der Weltbevölkerung und ihr Anteil ist von 2,9 Prozent im 
Jahr 1990 auf 3,4 Prozent in 2017 gestiegen. Ein Ende ist nicht in Sicht, zumindest, wenn die jetzt vorgelegten 
Zahlen des nicht weniger renommierten Gallup-Meinungsforschungsinstituts auch nur halbwegs stimmen. 

Die "Gallup World Poll"-Umfrage, bei der zwischen 2015 und 2017 insgesamt 453.122 Erwachsene in 152 Län-
dern befragt wurden, ergab, dass 750 Millionen Menschen in ein anderes Land ziehen würden, wenn sie dazu die 
Chance bekämen. Damit ist der Anteil der Leute, die sich durch Migration einen höheren Lebensstandard erhof-
fen, von 12 Prozent im Jahr 2010 auf aktuell 15 Prozent der Weltbevölkerung gestiegen. 

Regional war in Afrika südlich der Sahara der Wunsch nach Migration am höchsten. Dort wollten durch-
schnittlich 33 Prozent der Erwachsenen dauerhaft auswandern, gefolgt von Lateinamerika und der Karibik (27 
Prozent). Bei europäischen Staaten außerhalb der EU und im Nahen Osten und Nordafrika wollte jeder vierte Er-
wachsene dauerhaft sein Land verlassen. Laut Gallup gab es auch 13 Länder, in denen mindestens die Hälfte der 
erwachsenen Bevölkerung für immer in die gelobten Länder in Nordamerika und Europa ziehen wollten. Mit 71 
Prozent der erwachsenen, potentiellen Migranten lag Sierra Leone an erster Stelle der Liste, gefolgt von Liberia 
(66 Prozent) und Haiti (63 Prozent). 

Im Gegensatz zu Gallup untersuchte das "Pew Research Center" nicht das potentielle weltweite Migrationsbegeh-
ren, sondern den bereits aktuell existierenden Migrationsanteil in den davon am meisten betroffenen Ländern und 
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die entsprechende Reaktion der lokalen Bevölkerung auf die Zuwanderung. In den untersuchten Ländern gibt ein 
Durchschnitt von 45 Prozent der Erwachsenen an, dass sie signifikant weniger oder gar keine Einwanderer in ih-
rem Land haben wollen, während 36 Prozent bereit sind, die reduzierten Einwandererzahlen der letzter Zeit zu ak-
zeptieren. Nur 14 Prozent sagen, dass sie mehr Einwanderer in ihren Ländern wollen. 

In den nachfolgenden europäischen Ländern sagen bedeutende Mehrheiten, dass sie überhaupt keine oder bedeu-
tend weniger Zuwanderer oder in ihrem Land haben wollen: in Griechenland (82 Prozent), Ungarn (72 Prozent), 
Italien (71 Prozent) und Deutschland (58 Prozent). Jedes dieser Länder war während des jüngsten Anstiegs von 
Asylbewerbern und Migranten in Europa eines der beliebtesten Transit- oder Zielländer. Zugleich wird in vielen 
Ländern die Europäische Union in Brüssel wegen ihrer pro-Migrationspolitik heftig kritisiert. 

Bewohner anderer Länder der Welt haben ähnliche Ansichten wie in Europa. Darunter sind Israel (73 Prozent), 
Russland (67 Prozent), Südafrika (65 Prozent) und Argentinien (61 Prozent) Länder, in denen besonders große 
Mehrheiten weniger Einwanderer zulassen wollen. In jedem der befragten Länder will dagegen nur weniger als 
ein Drittel der Erwachsenen mehr Zuwanderung in ihr Land zulassen. 

In den 27 vom Pew Zentrum befragten Ländern leben mehr als die Hälfte der internationalen Migranten der Welt. 
Zahlenmäßig haben die USA mit 44,5 Millionen Einwanderern im Jahr 2017 die größte im Ausland geborene Be-
völkerung der Welt, gefolgt von Saudi-Arabien (12,2 Millionen), Deutschland (12,2 Millionen) und Russland 
(11,7 Millionen). 

Prozentual steht Australien mit 29 Prozent seiner im Ausland geborenen Bevölkerung an der Spitze der 27 von 
Pew untersuchten Ländern, gefolgt von Israel (24 Prozent), Kanada (22 Prozent) und Schweden (18 Prozent), 
Deutschland (15 Prozent), die USA (14 Prozent), Großbritannien (13 Prozent) und Spanien (13 Prozent). 

Vor diesem Hintergrund einer über alle Kontinente verbreiteten, mehrheitlich starken Ablehnung von mehr 
Migration durch die Bevölkerung der Zielländer, ist die Zustimmung ihrer Regierungen zu den beiden UN-
Migrations- und Flüchtlingspakten eine Folge unserer post-demokratischen Demokraturen. 

Und Deutschland ist ein Musterbeispiel für diese weitverbreitete Deformation der Demokratie zugunsten einer 
neoliberalen Weltordnung des großen Kapitals. Denn laut der Pew-Recherche lehnen 58 Prozent der erwachsenen 
Deutschen eine weitere Zuwanderung komplett ab, während 30 Prozent keine Steigerung über den aktuellen Stand 
hinaus wollen. Nur die kleine aber dafür sehr lautstarke "keine Grenzen, keine Nation" - Minderheit von zehn 
Prozent fordert unbeschränkte Zuwanderung. 

Dabei weiß doch jedes Kind schon aus dem Physik-Unterricht, dass nach dem Prinzip der kommunizierenden 
Röhren bei Öffnung des Trennventils zwischen den Röhren der Wasserstand in der einen Röhre sinkt und in der 
anderen steigt, bis der Wasserstand gleich ist. Nach diesem Prinzip verlaufen auch die Migrationsflüsse. Wie bei 
den kommunizierenden Röhren wird bei offenen Grenzen (bzw. bei offenem Ventil) der Strom der Migranten erst 
dann aufhören, wenn der aktuelle starke Unterschied im Lebensstandard zwischen Deutschland und zum Beispiel 
afrikanischen Ländern verschwunden ist, das heißt wenn in beiden "Röhren" derselbe Lebensstandard erreicht 
wurde. 

Was für die große Mehrheit der Deutschen ein Horrorszenario ist, scheint für eine kleine Minderheit als wün-
schenswertes gesellschaftliches Ziel. Dabei tut sich vor allem die von einer babylonischen Begriffsverwirrung be-
fallene, sich selbst als "links" bezeichnende "no border, no nation"-Fraktion hervor. Für diese zumeist jungen Leu-
te besteht der proletarische Internationalismus aus einem post-industriellen Mutter-Theresa-"Wohlfühlsozialis-
mus". 

Diese "Link(Inn)en" leben oft alternativ und verweigern sich nicht selten erfolgreich dem Konsumzwang unserer 
Gesellschaft. Daraus leiten dann aber viele das moralische Recht für ihre Forderung ab, den Reichtum des wohl-
habenden Deutschlands mit möglichst vielen Migranten zu teilen. Meist aus gutem Hause kommend und mit hö-
herer Schulbildung leben diese "Linken" laut eigenem Bekenntnis in einer "post-industriellen" Welt. 

In der fällt anscheinend das biblische Manna vom Himmel und muss nicht erst hart erarbeitet werden. Leider be-
stimmt diese Minderheit, die nicht einmal aus der Literatur die prekäre soziale Lage der untersten 50 Prozent in 
Deutschland kennt, die total überzogene, moralische Debatte um die Migration - vor allem in der Partei Die Linke 
aber auch in der SPD. 

Die von so genannten "Linken" dominierte Migrationsdebatte ignoriert dabei vollkommen die negativen Auswir-
kungen des Brain Drains, also  die Folgen der massenhaften Abwanderung gut ausgebildeter Fachkräfte, zum Bei-
spiel im Krankenhauswesen, IT-Bereich und Ingenieurswesen, auf die Entwicklungschancen der heimischen 
Volkswirtschaften. 

Von diesen "linken" Kreisen wird so gut wie gar nicht über das süße Gift der Überweisungen der Migranten an im 
Heimatland zurückgebliebene Verwandte diskutiert. Diese Überweisungen schaffen in den Heimatländern der 
Migranten oft eine "Kultur", die nicht selten tödlich für die politische und wirtschaftlich eigenständige Entwick-
lung der Heimatländer ist. 

Nichts ist in diesen "progressiven" Kreisen über die Verwerfungen der sozialen und wirtschaftlichen 

Strukturen in den Aufnahmeländern der Migranten zu hören. 
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Hier dazu eine weltweite Tabelle1 über die Meinung von Bevölkerungen ausgewählter 
Staaten zur Migration (Österreich ist nicht dabei): 

 

Mehr in einem Folgeartikel zu diesem Thema. 

                                                           
1 Quelle: https://deutsch.rt.com/international/81143-umfrage-viele-aufnahmelaender-sehen-immigration-als-problematisch-an/  
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Massenmigration - Viele Verlierer, wenig Gewinner  
30.12.2018 • 11:41 Uhr  

 

Quelle: Reuters - Flüchtlinge versuchen den Grenzfluss zwischen Guatemala und Mexiko zu überqueren. Von 
Mexiko aus wollen sie in die USA gelangen.  

Wenn es um die aktuelle Massenmigration geht, dann wird zumeist außer Acht gelassen, welche Folgen sich dar-
aus für die Herkunftsländer ergeben. Dabei sind diese durchaus beachtlich - vor allem in negativer Hinsicht.  

Der Fortsetzungsartikel zu diesem Thema beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit den Ursachen der aktuellen 

Massenmigration und vor allem mit deren negativen Auswirkungen auf die wirtschaftliche und politische Entwick-

lung der Herkunftsländer von außerhalb der EU. 

In der Theorie des Neo-Liberalismus spielt, zum Beispiel zur Frage, wie die wirtschaftliche Entwicklung der afri-
kanischen Länder beschleunigt werden könne, die Migration eines Teils der Bevölkerung nach Europa eine bedeu-
tende Rolle. Vor allem gut ausgebildete, junge Menschen sollen in die hochentwickelten Industrieländer emigrie-
ren. Aber nicht etwa, weil von ihnen erwartet würde, dass sie nach gewisser Zeit in ihre Heimat zurückkehrten, 
um mit ihrem gesammelten Erfahrungsschatz und erworbenen Wissen ihre Gesellschaft zu Hause aufbauen zu 
helfen. Weit gefehlt, der wahre Grund ist rein finanzieller Art und heißt in der Fachsprache "Remittances". 

Mit diesen "Remittances" sind die regelmäßigen Überweisungen eines Teils des monatlichen Verdienstes der 
Migranten an ihre Verwandten in den Heimatländern gemeint. Seit Jahrzehnten sind diese Überweisungen in den 
schwachen Zahlungsbilanzen vieler Entwicklungsländer von immenser Bedeutung. Sie bringen nämlich als Devi-
sen jene "harte Währung" ins Land, mit der Investitionen getätigt und moderne Maschinen importiert werden kön-
nen. 

Mit dem Export ihrer Menschen dagegen erhoffen sich die Machthaber in den Entwicklungsländern nicht nur eine 
Steigerung dieser Deviseneinnahmen, sondern sie sehen darin auch die Möglichkeit, die hohe Arbeitslosigkeit zu 
Hause zu reduzieren. Damit wird ein Ventil geöffnet, das den ansonsten zu hohen sozialen und politischen Druck 
abbaut, der auf den jeweiligen Regierungen lastet. Zugleich helfen die Rücküberweisungen der Migranten, ihre 
Angehörigen zu Hause finanziell "über Wasser" zu halten, entlasten eigene Sozialleistungen und verringern so zu-
sätzlich die politischen und gesellschaftlichen Spannungen im Land. Das ist denn auch der Grund, weshalb so gut 
wie alle Regierungschefs der so genannten "Dritten Welt" jüngst in Marrakesch für den fast einstimmig beschlos-
senen UN-Migrationspakt gestimmt haben. 

Tatsächlich aber hat die Erfahrung der letzten Jahrzehnte gezeigt, dass sich so gut wie überall die Migration für 
die wirtschaftliche und politische Entwicklung der Länder der Dritten Welt als Hemmschuh oder gar als besonders 
schädlich erwiesen hat. Zwar haben die Rücküberweisungen der Migranten zu einer besseren Versorgung der zu-
rückgebliebenen Angehörigen geführt, aber dennoch haben sie sich gesellschaftspolitisch als kontra-produktiv er-
wiesen. 

Denn der Empfang der "Remittances" hat in der Bevölkerung dieser Länder das ohnehin seit langem vorherr-
schende Gefühl der Abhängigkeit von Hilfen aus dem Ausland nur noch gesteigert und die politische Apathie 
großer Bevölkerungsteile somit verstärkt. Diese Lethargie in der Bevölkerung hat in vielen Ländern dazu beige-
tragen, dass auch der notwenige politischen Druck für demokratische Veränderungen und gesellschaftliche Mit-
sprache nicht gewachsen ist und sich daher Autokraten weiter an der Macht halten. 
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Der Afrika-Spezialist an der US-amerikanischen Duke University, Stephen Smith, hat in seinem hochaktuellen 
Buch "Der Ansturm nach Europa: Junges Afrika auf dem Weg zum Alten Kontinent"2 dieses Problem auf den 
Punkt gebracht: 
Es sind ausgerechnet die Menschen, die in Afrika politisch etwas verändern könnten, die den Weg ins (Arbeits)-
Exil wählen. Deswegen glaube ich auch, dass die Migrationsströme einen realen Verlust für Afrika bedeuten. Die 
Auswanderer wären in ihrer Heimat nicht nur ökonomisch wichtig, sondern auch politisch. 

Eng verzahnt mit dem negativen Effekt der "Remittances" ist der so genannte "Brain Drain", nämlich die Abwer-
bung gut ausgebildeter Fachkräfte aus weniger entwickelten Ländern, um in den Ländern der EU oder in Nord-
amerika zu arbeiten. Das stellt sich in doppelter Hinsicht als schädlich heraus, nämlich sowohl für die Beschäftig-
ten im Zielland als auch für die verbliebenen Menschen in den Herkunftsländern, denn dort fehlen gerade diejeni-
gen Experten, für deren Ausbildung sie mit ihren Steuergeldern zuvor bezahlt haben. Und in den Zielländern drü-
cken selbst gut ausgebildete Migranten das Lohn- und Gehaltsniveau, eine Entwicklung, die durch das neue deut-
sche Migrationsgesetz zur Steigerung des vorgesehenen "Facharbeiterimports" nur noch schamlos verstärkt wird. 
Neuerdings könnte das sogar für die wortwörtliche Fachkräfterekrutierung in der Bundeswehr angestrebt werden. 

Die einzigen, die von der Migration profitieren, sind die Migranten und deren Angehörige in den Herkunftslän-
dern und die Unternehmer in den Zuzugsländern. Nicht umsonst waren es seit Jahrzehnten immer wieder die Un-
ternehmerverbände, die wegen angeblich akutem Fachkräftemangel mehr Migration forderten, um die Lücken zu 
füllen. Wenn man jedoch genau hinschaut, dann ist der angebliche "Fachkräftemangel" auf hausgemachte Prob-
leme der Unternehmer zurückzuführen: 
- erstens, die Unternehmer finden wegen lausiger Bezahlung und schlechter Arbeitsbedingungen so gut wie keine 
Lehrlinge mehr. Oder sie können sie nicht halten, und 
- zweitens, die Unternehmen bezahlen in der Regel den einheimisch ausgebildeten Fachkräften seit langem keine 
angemessenen, attraktiven Löhne mehr. 

Tatsächlich haben seit dem Zusammenbruch des real-existierenden Sozialismus in Osteuropa Anfang der 1990er 
Jahre die Unternehmer im Westen den Produktionsfaktor "Arbeit" kaum noch oder gar nicht mehr an den erst von 
den Beschäftigten realisierten Produktivitätszuwächsen und somit Profitsteigerungen beteiligt. Die gewerk-
schaftsnahe Hans-Böckler-Stiftung hat errechnet, dass die Löhne und Gehälter in Deutschland zwischen 1995 und 
2004 um - preisbereinigt - 0,9 Prozent gesunken sind. Seit 1992 gab es (bis 2016) keine Reallohnerhöhung3, was 
zur Auswanderung vieler deutscher Fachkräfte ins Ausland geführt hat.  

Während also große Teile der Arbeiterschaft in Deutschland reale Einkommens- und Kaufkraftverluste er-

litten haben, sind andererseits die Profite der Unternehmen - nur von der Krise 2008 kurz unterbrochen - 

unaufhaltsam gestiegen. 

Laut Hofbauer ist "die Migration Ausdruck von Ungleichheit". Er weist in diesem Zusammenhang auch auf die 
ganz konkrete Ursache dieser Ungleichheit in Nord-Süd-Verhältnis hin, nämlich auf unser westliches, vom Kapi-
tal getriebenen Wirtschaftssystem. Dessen "Überleben" hängt - ohne Rücksicht auf das Überleben von Menschen, 
Kulturen und der Umwelt - ausschließlich vom ständigen, möglichst grenzenlosen Wachstum des Kapitals ab. 

Als ein Beispiel dafür nennt Hofbauer die irreführend so genannten "Partnerschaftsabkommen" der Europäischen 
Union mit über 30 Staaten Afrikas und der Karibik. Diese Freihandelsabkommen seien nichts anderes als freie 
"Marktöffner für in EU-Europa überproduzierte Waren, während gleichzeitig afrikanische Produkte nur theore-
tisch den Weg in den europäischen Zentralraum" fänden, denn sie seien hier nicht konkurrenzfähig. Die Folge die-
ser typisch neoliberalen Politik ist, "dass Millionen von Menschen in Afrika und in der Karibik ihrer Sub-
sistenzgrundlage beraubt werden, wie z.B. die Bauern, deren Erzeugnisse der EU-europäischen Konkurrenz nicht 
standhalten können", so der österreichische Historiker. 

Als eines der vielen Beispiele nennt Hofbauer Ghana. Vor dem Partnerschaftsabkommen kamen 95 Prozent des 
im Inland konsumierten Geflügels von heimischen Züchtern. Nach Inkrafttreten des Abkommens waren es gerade 
einmal noch 11 Prozent. Laut Hofbauer "sind es die Söhne (und Töchter) dieser Bauern, die keine Überlebensper-
spektive mehr in ihrer Heimat haben und sich über das Mittelmeer nach Europa aufmachen. Dasselbe passiert den 
örtlichen Fischern, die durch bilaterale Verträge ihrer Fischgründe verlustig gehen, weil riesige Trawler aus Spa-
nien, Portugal oder Japan bis knapp an die Küste alles leer fischen. Auch hier versucht die nächste Generation ihr 
Glück in der Emigration". 

Ein weiteres Beispiel ist Ruanda. Dort wehrt sich Präsident Paul Kagame gegen die Überschwemmung des loka-
len Textilmarktes mit EU-europäischen und US-amerikanischen Altkleidern. "Diese werden in gutem Glauben 
hierzulande in Metallcontainer geworfen, nach Rumänien zum Sortieren und Zusammennähen verschickt und 
kommen dann nach Afrika. Dort zerstören sie die lokalen Textilmärkte und nehmen den Menschen ihre Lebens-

                                                           
2 http://www.unz.com/isteve/the-rush-to-europe-young-africa-on-the-way-to-the-old-continent/  
3 Und es gibt auch keinerlei Reaktionen auf diesbezügliche Feststellungen und Publikationen. In Österreich hat sich der Rech-
nungshof damit befasst und am 21. Dezember 2018 einen Bericht zur Einkommenssituation vorgelegt, der zum Schluss kommt, 
dass zwar die nominellen Einkommen gestiegen sind, aber inflationsbereinigt viele Menschen in Österreich heute weniger als vor 
20 Jahren verdienen, es gab dazu keinerlei Reaktionen aus der Politik - siehe " Bestätigt! Seit 20 Jahren keine Lohnerhöhungen!" 
- https://www.atheisten-info.at/infos/info4399.html  
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chancen. Man nennt das Subsistenzmigration", so der Autor des im September 2018 in ProMedia erschienenen, 
höchst lesenswerten Buches "Kritik der Migration: Wer profitiert und wer verliert".4 

Auf diese Frage können auch andere Kenner der Lage, zum Beispiel Dr. Marianna Schauzu oder der ehemalige 
Vertreter Luxemburgs bei der UNO in Genf, Jean Feyder, eindeutige Antworten geben. Für sie ist der im Wes-

ten in höchsten Tönen gepriesene, so genannte "Freie" Welthandel nichts anderes als ein Handelskrieg ge-

gen die ärmsten Nationen der Welt, der systematisch deren Volkswirtschaften zerstört. Denn das Problem 
liege im fälschlicherweise hochgelobten Gegenseitigkeits-Prinzip der Handelsabkommen. Denn das bedeutet, dass 
für beide Seiten die Zollschranken wegfallen. Laut der Theorie der "liberalen" Wirtschaft soll das ja "nur" den 
Wettbewerb fördern und die Volkswirtschaften beider Seiten produktiver machen. 

Aber ein fairer Wettbewerb ist nur zwischen mehr oder weniger gleich entwickelten Wirtschaftseinheiten 
möglich. Alles andere ist unfair, besonders wenn auf der einen Seite afrikanische Kleinbauern ohne jegliche staat-
liche Unterstützung stehen, die sich dann auf ihren einheimischen Märkten ohne Schutzzölle gegen die Massener-
zeugnisse der hochsubventionierten, modernen Konzerne der europäischen Agrarindustrie wehren sollen. 

Wer dazu mehr wissen will, dem sei die Lektüre der Analyse5 von Dr. Schauzu "Die Flüchtlings-Macher", 
kurz vor Weihnachten in dem online-Magazin Rubikon erschienen, empfohlen. Die Molekulargenetikerin Schauzu 
ist Mitbegründerin des Marx-Engels-Zentrums in Berlin. Sie hat unter anderen als Expertin für Sicherheitsbewer-
tung von Lebensmitteln gearbeitet und war deutsche Delegierte in Arbeitsgruppen der WHO, FAO, OECD sowie 
der ISO. In ihrem Beitrag zeigt sie, wie die widersprüchliche Politik der EU weite Teile der afrikanischen Bevöl-
kerung in die Migration treibt. 

 

 

 

                                                           
4 https://www.socialnet.de/rezensionen/24927.php  
5 https://www.rubikon.news/artikel/die-fluchtlings-macher  


